










Die Zukunft der Postdienste in der EG
Zum neuen Grünbuch der EG-Kommission
Am 1. Juni 1992 hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten das seit langem erwartete "Grünbuch" über die Entwicklung des
Binnenmarktes (Art. 8 a Abs. 1 EWGV) für Postdienste zur Diskussi-
on gestellt', Das umfangreiche Werk,bestehend aus 9 Kapiteln,16 An-
hängen und einem nützlichen Glossar, bezeichnet sich selbst als "Dis-
kussionsgrundlage", die "die Aussprache über den Postsektor der Ge-
meinschaft eröffnen" soll. Erst nach dem Eingang von Stellungnah-
men der verschiedenen Interessenten will die Kommission ihren
"Standpunkt zu den geeigneten Vorschlägen festlegen" und dann ggf.
Entwürfe zu Richtlinien, also Rechtsakten nach Art. 189 Abs. 3
EWGVausarbeiten.
2. Bereits vor einigen Jahren hatte die Kommission ein Grünbuch
"über die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes für Telekommuni-
kationsdienstleistungen und Telekommunikationsgeräte" präsentiert' .
Schon im Februar 1988 unterrichtete eine Mitteilung dieses EG-Or-
gans über den Stand der Debatte und formulierte ein Aktionspro-
gramm zur "schrittweisen Verwirklichung eines wettbewerbsfähigen
EG-weiten Marktes bis 1992"3, und im Mai jenes Jahres erging die
Kommissions-Richtlinie "über den Wettbewerb auf dem Markt für
Telekommunikations-Endgeräte" , der weitere verbindliche Rechts-
akte folgten', In Anbetracht des unmittelbar bevorstehenden Binnen-
marktes dürfte die Umsetzung im Bereich der Postdienste ebenfalls
nicht allzu lange auf sich warten lassen.
3.Die Konzeption des ersten Grünbuchs ging alsbald in die gesetzliche
Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewesens und der DBP.
durch das Poststrukturgesetz vom 8.6.1989 ein", In der dem Bundestag
zugeleiteten "Unterrichtung"7 unterstrich die Bundesregierung, sie
habe "bei der vorgesehenen Neuordnung des Telekommunikations-
marktes die wesentlichen Leitlinien des Grünbuchs sowie die tragen-
den Grundsätze des EWG-Vertrags einbezogen." Fragen wie die
,;nennung von hoheitlichen und betrieblichen Aufgaben,Wettbewerb
zwischen privaten Dienste-Anbietern und nationalen Fernmeldeun-
ternehmen, Probleme der beabsichtigten Monopol-, Pflicht- und frei-
en Leistungen" waren Gegenstand einer Beschlußempfehlung des
15. Bundestagsausschusses zum "GrÜnbuch"8. Sie wurden auch im Ge-
setzgebungsverfahren noch einmal aufgegriffen" und schließlich in ver-
schiedenen Vorschriften des Poststrukturgesetzes im Sinne der EG-
Vorgaben geregelt. So schreiben z. B. § 1 Abs. 1 und 36 PostVerfG die
Unterscheidung von politischen und hoheitlichen Aufgaben (beim
BMPT) sowie unternehmerischen und betrieblichen Aufgaben (bei
den DBP-Unternehmen) fest;Wettbewerbsgleichheit bezwecken § 37
Abs. 4 PostVerfG zum einen, § 1 aAbs. 2 FAG andererseits; Monopol-
(dienst)leistungen (im Bereich von § 1 Abs. 2,Abs. 4 S. 2 FAG und § 2
Abs. 1 PostG) sind sowohl Gegenstand der Telekommunikationsver-
ordnung (TKV)10 - § 2 Nr. 1, § 3 ff. - als auch der Postdienstverord-
nung (Postv)"> § 2 ff.- , während ein Teil der "Wettbewerbsdienstlei-
stungen" (§ 26 TKV, § 18 PostV) nunmehr von einer Pflichtleistungs-
verordnung der Bundesregierung nach § 25 Abs. 2 PostVerfG erfaßt
wird" und alle übrigen Leistungsangebote (und Entgelte) keinen spe-
ziellen Bindungen mehr unterliegen.
4. PostG und PostV werden einer weiteren Novellierung bedürfen, Rechtsgrundlagen einer
wenn sich die Ideen des jetzigen Grünbuchs in gemeinschaftsrechtli- EG.Postpolitik
ehe "Richtlinien" kristallisiert haben. Da freilich auch der Maastrich-
ter Vertrag über eine Europäische Union" keine ausdrückliche Kom-
petenz der E(W)G für das .Postwesen'' enthält, vielmehr ausdrücklich
in Art. 3 b EWGV ein Subsidiaritätsprinzip verankert, muß die Ge-
meinschafts-Zuständigkeit für eine "EG-Postpolitik" erst aus allge-
meinen Bestimmungen des EWGV begründet werden, nämlich dem
Verbot mengenmäßiger Beschränkungen im Handel zwischen den
Mitgliedstaaten (Art. 30) und den Freiheiten des Dienstleistungsver-
kehrs (Art. 59) sowie der Niederlassung (Art. 52). Die Gewährung be-
sonderer oder ausschließlicher Rechte (aus nicht wirtschaftlichen Mo-
tiven) sei demgegenüber eine Ausnahme und nur zulässig, wenn sich
die damit gesetzten Ziele nicht durch weniger restriktive Lösungen er-
reichen lassen und auch der Umfang der Abweichung im Interesse der
Zielverwirklichung unbedingt erforderlich ist. Gern . Art. 90 Abs. 1
EWGV müßten sowohl solche als auch andere "öffentliche" Unter-
nehmen die allgemein gültigen Wettbewerbsregeln befolgen; dies
sicherzustellen ist spezifische Aufgabe der Kommission (Art. 90
Abs. 3)14. Während sich aus Art. 222 EWGV keineswegs ein Verbot er-
gebe, auch das Verhalten öffentlicher Unternehmen gemeinschafts-
rechtlich zu regeln, halte Art. 234 die Mitgliedstaaten dazu an, Unver-
einbarkeiten zu beseitigen, die sich aus ihren Verpflichtungen im Rah-
men des Weltpostvereins und den Bindungen des Europarechts erge- Verhältnis EGI
ben. Als Beispiel für eine derartige Kollision führt das Grünbuch die Weltpostverein
Bestimmung über Remailing in Art. 25 des Weltpostvertrags (in der
Fassung von 198915) an. Ausdrücklich postuliert die Kommission:
"Die bereits vorhandene Rechtsprechung zur Auslegung der Wettbewerbeartikel
(Art. 85 bis 94) sollte auch auf den Postsektor angewendet werden".
5. Diese Ansicht findet sich in Kap. 3 des Grünbuchs, bei der Erörte- Inhalt des
rung des "ordnungspolitischen Umfeldes". Im vorangegangenen Ka- GRÜNBUCHS
pitel wird eine Darstellung des Postsektors, nicht zuletzt seiner wirt-
schaftlichen Bedeutung gegeben. Auf die unterschiedlichen Aspekte-
kommerzielle, wirtschaftliche und betriebliche, soziale - kommt das
Grünbuch in den Kapiteln 4-6 vertiefend zurück. Auf der Basis dieses
ersten, beschreibenden Abschnitts erfolgt im zentralen Kap. 7 eine
Bestandsaufnahme der "jetzigen Situation", der "Probleme und Her-
ausforderungen". Die unterschiedlichen Perspektiven (der Kunden,
der Betreiber, der einzelstaatlichen Aufsichtsbehörden) werden be-
leuchtet, ebenso die Auswirkungen des Binnenmarktes, mündend in Formulierung der
die (Beantwortung der) Frage: "Was geschieht, wenn nichts ge- EG.Perspektive









spektive der Gemeinschaft" sollen ihres Gewichts wegen wörtlich wie-
dergegeben werden:
..Im Rahmen des Binnenmarktes muß die Gemeinschaft e ine ausreichende Harmoni -
sierung des Postsektors sicherstellen. um den Ansprüchen der Bürger und Unterneh-
men in der EG gerecht zu werden. Der (den Postverwaltungl-untern ehmen) reservierte
Bereich ... sollte so klein wie möglich bleiben. ohne dabei das Ziel des Universaldien-
stes aufs Spiel zu setzen. Zweitens sollten gemeinschaftsweite Normen für die Ver-
pflichtungen der Anbie te r reservierter D ienste aufgeste llt werden. Diese würden sich
auf Zugang, Gebühren und insbesondere die Qualität der Dienstleistungen beziehen.
Um diese Zie le zu erreichen. muß die Gemeinschaft auch ordnungspolitisch aktiv wer-
den. In anderen Fällen (vor allem in betri eblichen Fragen) wird sie sich eher darauf be-
schränken. den Austausch von Informationen und Ideen zu fördern".
6. Viele der hieraus abgeleiteten Konsequenzen sind durch das Post-
strukturgesetz bereits realisiert, so die "Trennung von Aufsichts- und
Betriebsfunktionen" (vgl. die Abschnitte über BMPT [§ 25 ff.] und In-
frastrukturrat [§ 32 ff.] im PostVerfG), "Zugangsbedingungen" (s. die
grundsätzliche Zulassungspflicht nach § 8 bzw. § 27 i.Y.m. § 1 Nr. 1, 2
PostG, § 6 PostV), während etwa über die Qualität der "e rbrachten
Dienstleistungen" lediglich Grundsätze (in § 3 PostV) festgelegt wur-
den. Etwas präziser sind die normativen Vorgaben für die Lei-
stungsentgelte (§ 9 Abs. 1 PostG, § 13 PostV), zumal hierfür auch § 37
Abs. 2 S. 1 PostVerfG vorsieht, die DBP POSTDIENST solle "für die
einzelnen Dienste in der Regel jeweils die vollen Kosten und einen an-
gemessenen Gewinn erwirtschaften". Freilich wirken bei den Preisen
im Briefdienst außer den Unternehmensorganen Vorstand und Auf-
sichtsrat (§ 23 Abs. 3 Nr. 4 PostVerfG) auch noch der BMPT und der
Infrastrukturrat (§ 34 Abs. 2 Nr. 1) sowie der Bundeswirtschaftsmini-
ster mit (§ 28 Abs. 1,3 PostVerfG).
Als Grundprinzip der EG-Postpolitik bezeichnet das Grünbuch frei-
lich die
..grundlegende soziale Anforderung. daß alle Bürger, Unternehmen und Organisatio-
nen in der Gemeinschaft Zugang zu Kommunikationseinrichtungen haben sollten , zu
denen auch die Postdienste gehören (,und) daher ein erworbenes Recht auf einen uni-
versalen Postdienst zu tragbaren Preisen (haben). Gleichzeitig sollten dieAuswahlmög-
lichkeiten möglichst breit gefächert sein" .
Da aber ein "Universaldienst" die Einrichtung leicht zugänglicher Ab-
holpunkte (vgI. § 7 PostV) und eine Zustellung "an alle Adressaten in
der Gemeinschaft" (vgl. § 8 ebd.) beinhalte.jedenfalls für "persönliche
und individuelle Postsendungen", und ferner bestimmten inhaltlichen
Kriterien genügen müsse (wie Qualität , Geschwindigkeit, Zuverlässig-
keit , Haftung), um die "legitimen Erwartungen des Kunden" zu erfül-
len, erkennt das Grünbuch an, daß "durch einen gewissen Schutz dafür
gesorgt werden (muß), daß sich die Festkosten des (Universal-)Netzes
auf eine ausreichend große Stückzahl verteilen und die Stückkosten
damit für jedermann tragbar sind. Dieser Schutz kann durch Reservie-
rung bestimmter Dienste erre icht werden, für die der (die) Anbieter
besondere und ausschließliche Rechte erhält (erhalten)".
Allein der Vorte il, daß der Betreiber des reservierten Dienstes eine
"Einheitsgebühr (Tarifeinheit im Raum)" anbieten könne, rechtferti-
ge nicht die Einführung eines Dienste-Bündels; für manche genüge die
Einrichtung als .Ptlichtdienste'' .Andere, "z. B. Expreß oder bestimm-
te Finanzdienste der Post, wie Postanweisungen" könnten überhaupt
nicht "als Daseinsberechtigung" eines Universalnetzes angesehen
werden und würden auch im Wettbewerb angeboten; sie "könnten
aber dazu beitragen, die Netzkosten zu verteilen und den erforderli-
chen Umfang der reservierten Dienste zu verkleinern".
Die Grenzen des reservierten (also des Monopol- bzw. "Vorbe-
halts-")Bereichs sollten dem Grünbuch zufolge grundsätzlich "auf Ge-
meinschaftsebene festgelegt" werden. Eine Unterschreitung sei frei-
lich ebenso denkbar wie Ausnahmen zugunsten breiterer reservierter
Dienste. Aus EG-Sicht umfasse der reservierte Bereich "adressierte
Standardsendungen, die keine Drucksachen oder Waren enthalten",
d. h. weder Zeitungen, Zeitschriften oder Bücher noch Pakete, Ex-
preß- oder Wurfsend ungen. Für die Standardsendungen "mit Mittei-
lungsgehalt" werden zwar bereits Gewicht und Preis als maßgebliche
Kriterien für die Festlegung des Monopol-Umfangs genannt, offen
bleibt aber noch die Wechselbeziehung zwischen beiden Merkmalen.
Verbindlich anzubietende "Pflichtdienste" , die nötig sein können, um
.Dienstleistungsziele auf gemeinschaftlicher und/oder einzelstaatli-
cher Ebene zu erfüllen" , liegen demgegenüber im (nichtreservierten)
Wettbewerbsbereich. Dazu verlautet das Grünbuch:
Ein Mitgliedstaat kann den Wunsch haben, seinen Universaldienst über die gemein-
schaftlich definierten Grenzen auszudehnen. Diese Verpflichtung könnte einem Betrei-
ber allein auferlegt werden (gewöhnlich der Postverwaltung), oder auch mehreren Be-
treibern ... Bei der Entscheidung über solche ... Pflichtdienste müssen die Mitglied-
staaten natürlich ihre individuellen Anforderungen ermitteln. Sie müssen außerdem
die Verpflichtung des WPV-Vertrags berücksichtigen" ,
Als Beispiel hierfür nennt das Grünbuch Art. 20 WPVl6.
7. Die Vorschrift zum .Bctördcrungsvorbehalt' ' der DBP POST-
DIENST genügt schon heute den Vorstellungen der EG-Kommission
in weitem Maße. Denn bei Wurfsendungen fehlt es am Merkmal der
"Nachrichten von Person zu Person"; Bücher unterfallen ebensowenig
dem § 2 Abs. 1 PostG, und Zeitungen bzw. Zeitschriften sind als "wie-
derkehrend erscheinende Druckschriften" gern. § 2Abs. 3 Nr. 2 PostG
nicht als Sendungen i. S. d. Vorbehalts anzusehen. Auch bei Paketen
führt jedenfalls § 2 Abs. 3 Nr. 1 PostG zur Ausnahme vom Anwen-
dungsbereich des Abs. 117• Divergenzen bestehen also lediglich inso-
weit, als derzeit die Sendungsart" ohne Bedeutung ist. Ob dabei die
Dispensmöglichkeit in § 2 Abs. 4 PostG auch im grenzüberschreiten-
den Verkehr zu anderen EG-Mitgliedstaaten (s. § 27 PostG) bereits
den Anforderungen des (künftigen) Gemeinschaftsrechts entspricht,
ist fraglich". Im Hinblick auf die Pflichtdienste sollten die in § 25
Abs.2, 3 PostVerfG für "Pflichtleistungen" aufgestellten Vorausset-
zungen ausreichen, um dem Transparenzverlangen des Grünbuchs in
bezug auf ihre (kostendeckende) Finanzierung Genüge zu tun , zumal
wenn die .Entbündelung'' in ähnlicher Weise wie bei Monopoldienst-
leistungen (in § 4 PostV) erfolgt. Zu erheblichen Änderungen beste-
hender Vorschriften müßte es aber kommen, wenn das Postulat reali -
siert wurde, daß
"die Endvergütungen zwischen Postverwaltungen für die gegenseitige Zustellung ihrer
























denn dies kann letztlich nur im Rahmen des Weltpostvereins oder
doch der CEPT bewerkstelligt werden", Daß "Qualitätsnormen" wie
Abholung von allen Briefkästen und Postschaltern oder Zustellung an
alle Adressen mindestens einmal werktäglich zu veröffentlichen sind,
wäre ebenfalls eine Novität , desgleichen zulässige Höchstfristen bei
der Bearbeitung von Anfragen oder Beschwerden. § 16 PostV sagt
hierzu nichts Näheres.
8. Interessante Details liefert das Grünbuch auch zu den "Finanzdien-
sten der Postverwaltungen", wobei zwei Kategorien unterschieden
werden - Postanweisungen/-schecks usw. und "andere Finanzproduk-
te" (z. B. Postsparen und Girodienste). Der letztgenannte Bereich ist
bisher bei der Koordinierung des EG-Bankrechts ausgespart geblie-
ben" . Die Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen (auch durch Be-
hörden, etwa zur Auszahlung von Renten und Sozialleistungen etc.)
und hänge von mehreren Faktoren ab:
.. - Verteilun g der Banken vor allem in ent legenen Geb ieten und ihre Kommunikati-
onsfähigkeit,
- Einstellung der Öffentlichkeit zur Inanspruchnahme der Banken und ihrer Einrich-
tungen ...,
- Rechtsvorschriften , die die Entwicklung von Giro- und Sparkassen fördern oder
hemmen" .
Ihre Bedeutung sei damit verknüpft, in welcher Beziehung die Post-
bank zu den Postdiensten stehe, aber auch die Flexibilität der Rechts-
vorschriften spiele eine Rolle, denen die Postverwaltungen bei ihren
Finanzdiensten unterliegen. Der Verkauf der Finanzdienstleistungen
sei jedenfalls stark von der Verbreitung der Postschalter abhängig. Als
konkrete Vorschläge enthält das Grünbuch für diesen nichtreservier-
ten Bereich zum einen, die Postverwaltungen sollten
..so frei wie möglich sein, um die größte Auswahl von D iensten über ihre Schalter anbie-
ten zu können . Es gibt keinen Grund, das Angebot an den Schaltern .. . auf Dienstlei-
stungen öffentlicher Einrichtungen zu beschränken .. . (D)ie Vielfalt würde die Renta-
bilität des Schalternetzes förd ern".
Speziell Finanzdienste könnten "im grenzüberschreitenden Verkehr
flexibler" gestaltet werd en,um einen "gesunden Wettbewerb zum An-
gebot der Banken" zu schaffen.
9. Bestimmte Geld- und ähnliche Dienste sind schon heute der DBP
POSTDIENST durch spezielle Regelungen übertragen, so der Ren-
tendienst" und die Erhebung von Wechselprotesten nach Art. 79 ff.
des Wechselgesetzes (§ 20 Abs. 3 PostV). Der BMPT kann den Unter-
nehmensvorständen nach § 29 PostVerfG weitere "Aufträge" erteilen,
wenn dabei Verbundvorteile genutzt werden können" . Im Hinblick
auf Art. 222 EWGV trifft es aber zu, wenn es im Grünbuch heißt, die
erwünschte Vielzahl von Dienstleistungen bedeute
..jedoch nicht einfach die Einrichtung einer Postbank, wenn diese nicht bereits be-
steht".
Für die verfassungsrechtliche Debatte darüber,ob und in welcher Wei-
se die DBP POSTBANK ihr Dienstleistungsangebot über die "klassi-
schen" Felder Giro-, Sparkassen- und Geld(übermittlungs)dienst (§ 1
PostG) ausweiten darf oder welche Betätigungen von den existieren-
den gesetzlichen Aufgabenbestimmungen abgedeckt sind" ,bringt also
das Grünbuch keine neuen Erkenntnisse.
10. Das bevorzugte Szenario des Grünbuchs "beinha lte t eine schritt-
weise Öffnung des Marktes und die Durchführung von Harrnonisie-
rungsmaß nahmen entsprechend den Zielen der (Europä ischen) Ge-
meinschaft. So wird gewährleiste t, daß der Un iversald ienst in einem
angemessenen Rahmen funktioniert und daß die Benutzer eine mög-
lichst große Auswahl haben" .
Insgesamt kommt das Grünbuch zu dem Schluß, "daß das Ziel des
Universaldienstes die Festlegung eines Bündels reservierter Dienste
rechtfertigt, mit dem die Wirtschaftlichkeit des Universalne tzes sicher-
gestellt werden könnte. Auf diese Weise bleibt der öffentliche Dienst-
leistungsauftrag als wesent liches Merkmal des postalischen Universa l-
dienstes gewahrt" .
Bleibt nur zu hoffen , daß sich die Zuversicht der EG-Kommission be-
stä tigt,
..die vorgeschlagene gemeinsame Struktur, die Liberalisierung und Harm onisierung
miteinander verbindet, (werde) den Universa ldienst und größ tmögliche Wahlfreiheit
für die Benutzer gewährle isten ".
Die Postdienste sind "a lt genug, um ganz von vorn anzufangen?".
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